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wesende Personen in Rechtfertigungsbedarf kom-
men. Funkzellenabfragen unterliegen daher dem 
Richtervorbehalt. 

Drittens. Die Zahlen für den Verfassungsschutz kön-
nen Sie in Vorlagen an das PKG offen nachlesen. 
Überraschend ist, dass der Einsatz von IMSI-
Catchern oder Stillen SMS zur Überwachung von 
Gefährdern sehr gering ausfällt und hier die Anga-
ben, die bei der Strafverfolgung zu Stillen SMS feh-
len, erfolgen. Im Jahr 2015 waren insgesamt 26 Per-
sonen von diesen Maßnahmen betroffen. In sieben 
dieser Fälle wurden zudem Maßnahmen gemäß § 5 
Abs. 2 Nr. 12 Verfassungsschutzgesetz NRW ange-
ordnet. Im Rahmen von drei Maßnahmen wurden 
IMSI-Catcher eingesetzt, und in zwei dieser drei 
Maßnahmen erfolgte zusätzlich der Versand von ins-
gesamt 25 Stillen SMS. Diese Darstellung sollte zum 
Vorbild genommen werden. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der CDU) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Wedel. – Für die Landesregierung er-
teile ich Herrn Minister Jäger das Wort. 

Ralf Jäger*), Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank. – Herr Präsident! Meine sehr ver-
ehrten Damen und Herren! Lieber Herr Herrmann, 
Ihre Sorge, dass die nordrhein-westfälische Polizei 
das Land flächendeckend mit Funkzellenabfragen, 
Stillen SMS und sonstigen Maßnahmen überflutet, ist 
unbegründet. Ich hoffe, ich werde Ihnen diese Sorge 
mit meinen nächsten Worten nehmen. 

Die Sorge ist schon deshalb unbegründet, weil die 
Frage, ob solche Mittel zum Einsatz kommen oder 
nicht, nicht alleine von der Polizei beantwortet wird. 
Wir haben das schon bei der Großen Anfrage 10 vor 
drei Jahren ausdrücklich diskutiert. Das gilt alles 
auch heute noch; ich werde es stichpunktartig wie-
derholen. 

Die von Ihnen genannten Maßnahmen werden nur 
auf Grundlage eines richterlichen Beschlusses oder 
bei Gefahr im Verzug durchgeführt. Wenn sie wegen 
der Gefahr im Verzug durchgeführt werden, muss 
dafür eine Eilanordnung der Staatsanwaltschaft vor-
liegen. Diese Eilanordnung muss wiederum inner-
halb von drei Tagen richterlich bestätigt werden. 
Diese Anordnung ist im Übrigen, Herr Herrmann, 
grundsätzlich nur bei schweren Straftaten möglich. 
Und bei allen Maßnahmen gilt: Inhalte der Kommuni-
kation werden nicht erfasst. 

Fakt ist: Das digitale Verbrechen ersetzt peu à peu 
analoge Begehungsformen. Darauf müssen sich un-
sere Ermittlungsbehörden einstellen können. Zur Be-
kämpfung schwerer Kriminalität sind die in der Gro-
ßen Anfrage genannten Maßnahmen unerlässlich, 

Herr Herrmann. Ein Beispiel ist für mich die Bekämp-
fung der Bandenkriminalität. Zur Identifizierung und 
Überführung von Banden, die durch NRW bzw. 
Deutschland reisen, um beispielsweise Einbrüche o-
der Diebstähle zu begehen, sind Funkzellenabfragen 
unerlässlich. Fast 40 % der Funkzellenabfragen wur-
den im Zusammenhang mit Bandenkriminalität und 
schwerer Bandenkriminalität angeordnet. 

Wir müssen ständig mit der Zeit gehen. Die techni-
sche Entwicklung aufseiten der Kriminellen schreitet 
voran. Unsere Sicherheitsbehörden müssen damit 
Schritt halten können. Die meisten Straftäter haben 
von SMS-Diensten oder Internet-basierten Diensten 
wie WhatsApp oder Skype umgeschwenkt.  

Das ist insofern ein Problem, als es bei diesen Platt-
formen um Daten geht, die verschlüsselt sind. Polizei 
und Staatsanwaltschaften haben da bisher kaum 
eine Handhabe. Das muss der Gesetzgeber im Bund 
dringend regeln. Es kann nicht sein, dass in der On-
line-Welt andere Gesetze gelten als in der Offline-
Welt. Zukünftig sollte es möglich sein, dass Sicher-
heitsbehörden den notwendigen Zugriff auf Kommu-
nikation bekommen – und das, Herr Herrmann, bevor 
sie verschlüsselt wird. 

Herzlichen Dank für die Aufmerksamkeit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. – Meine Kolleginnen und Kollegen, 
weitere Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Deshalb 
schließe ich die Aussprache und stelle fest, dass die 
Große Anfrage 23 der Piratenfraktion erledigt ist.  

Ich schließe Tagesordnungspunkt 12.  

Wir kommen nun zu:  

13 Gesetz zur Harmonisierung und Stärkung des 
Informationsfreiheitsrechts und Zugang zu 
maschinenlesbaren Daten (OpenData-Gesetz) 

Gesetzentwurf 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/14379 – Neudruck  

Beschlussempfehlung und Bericht 
des Innenausschusses 
Drucksache 16/14692 

zweite Lesung 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die SPD-Fraktion Herrn Kollegen van den 
Berg das Wort. – Da eilt er auch schon herbei, auf 
verschlungenen Wegen. Hallo, Herr van den Berg! 

Guido van den Berg (SPD): Herr Präsident! Liebe 
Kolleginnen und Kollegen! Im Zusammenhang mit 
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der Einbringung dieses Gesetzentwurfs der Piraten 
haben wir schon einige Ausführungen dazu hier im 
Hause gemacht und auch Bewertungen vorgenom-
men. 

Sie konnten dem Bericht des Innenausschusses ent-
nehmen, dass es dort nur eine sehr kurze Beratung 
geben konnte. Die kommunalen Spitzenverbände 
haben sich entsprechend eingelassen und deutlich 
gemacht, dass aus ihrer Sicht dieser Gesetzentwurf 
entbehrlich ist. Es sind dort viele kritische Fragen ge-
stellt worden, die nicht beantwortet werden konnten. 
Insbesondere ging es um die Frage, inwieweit das 
eigentlich nach Bürgerrecht konzipierte Informations-
freiheitsgesetz jetzt auf juristische Personen auszu-
weiten ist.  

Die kommunalen Spitzenverbände haben ferner 
deutlich gemacht, dass sie die Sorge haben, dass 
beträchtliche Zusatzaufwände – insbesondere bei 
Schulungen und bei Fortbildungen – ausgelöst wer-
den könnten. Weiter haben sie deutlich gemacht, 
dass aus ihrer Sicht die nach dem Gesetzentwurf 
vorgesehene Regelung der Kostenerstattung nicht 
hinnehmbar sei. 

Hinsichtlich der elektronischen Form, die künftig für 
Antworten vorgesehen sein soll, haben die kommu-
nalen Spitzenverbände – wie wir finden, völlig zu 
Recht – den Hinweis gegeben, dass das eigentlich 
ein Sachverhalt ist, der nicht in diesem Gesetzestext 
zu regeln wäre, sondern viel treffender in § 4 Absatz 
1 des E-Government-Gesetzes. 

Von daher kommen wir zu demselben Ergebnis wie 
bei der Einbringung: Dieses Gesetz ist nicht zustim-
mungsfähig. – Ich danke Ihnen für die Aufmerksam-
keit. 

(Beifall von der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege van den Berg. – Für die CDU-Fraktion 
erteile ich Herrn Kollegen Hegemann das Wort. 

Lothar Hegemann*) (CDU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ich möchte kurz zum Gesetz re-
den, dann aber auch noch ein paar Sätze darauf ver-
wenden, dass dies nach 37 Jahren Landtag meine 
letzte Rede hier ist.  

Wir werden dem Gesetzentwurf nicht zustimmen, 
aber nicht deshalb, weil wir ihn in Gänze für falsch 
halten, sondern weil es kein geregeltes Beratungs-
verfahren mehr gab. 

Zunächst einmal stelle ich fest: Wenn das Land sagt: 
„Es gibt ein individuelles Informationsgesetz und kein 
kollektives“, dann ist mir das grundsätzlich nicht un-
sympathisch. Das müsste man dann aber auch bei 
der Verbandsklage sagen; da bin ich auch dagegen. 

Die Tatsache jedoch, dass in fast allen anderen Bun-
desländern eine andere Praxis herrscht als in Nord-
rhein-Westfalen, ist durchaus diskussionswürdig. 
Das muss doch Gründe haben. Ich empfehle dem 
neuen Landtag daher, mit ausreichend Zeit darüber 
noch einmal zu diskutieren. Ich werde nicht mehr da-
bei sein – aber nicht aus Desinteresse, sondern weil 
meine Zeit hier abgelaufen ist.  

Meine Damen und Herren, ich habe hier im Landtag 
viele Kollegen kommen und gehen sehen. In allen 
Fraktionen habe ich Menschen kennengelernt, was 
ich nicht missen möchte. Ich habe mich gefreut, dass 
ich sie kennenlernen durfte. Im Umgang war ich nicht 
immer einfach. Das liegt unter anderem auch daran, 
dass ich nicht leise sprechen kann. Es war schon in 
der Schule mein Problem, dass ich nicht abschreiben 
konnte, ohne dass der Lehrer es gemerkt hat.  

Ich bin jedoch der Meinung, dass Politik auch Ausei-
nandersetzung, auch Streit sein muss. Sie darf nicht 
nur im Ablesen von Reden bestehen, die kluge Leute 
aufgeschrieben haben. Es muss das Wort und das 
Widerwort geben, so wie man es unten im Eingangs-
bereich auf der Bronzeskulptur von Ewald Mataré – 
„Phönix“ – lesen kann: „Um’s Wort und Widerwort 
und wieder Wort“.  

(Allgemeiner Beifall) 

Meine Damen und Herren, im Jahr 1980 habe ich ge-
dacht: An und für sich ist die Nachkriegszeit vorbei; 
die großen Aufbauleistungen sind geschafft. Ich 
habe mich gefragt: Haben wir eigentlich noch genug 
Themen für die nächsten Jahre, oder haben wir nicht 
schon alles irgendwo geregelt und geschafft?  

Ich musste feststellen, dass es heute viel mehr The-
men gibt, die zu besprechen sind, als man damals 
absehen konnte. Es gibt einen viel höheren Rege-
lungsbedarf. Das, was andere als Bürokratie be-
zeichnen, ist – das sage ich mal so – der Versuch der 
Politik, es vielen Menschen gerecht zu machen. Es 
wird sehr viel geregelt, um Gerechtigkeit walten zu 
lassen. Das wird dann oft als Bürokratie angesehen, 
und man fragt: Was soll der Blödsinn? 

Bei der Wiedervereinigung habe ich festgestellt, dass 
wir den öffentlichen Dienst dringend brauchen. Viele 
haben immer gesagt: Na ja, das ist alles so aufgebla-
sen. Brauchen wir das überhaupt? – Ich sage Ihnen: 
Ohne öffentlichen Dienst wäre in den neuen Bundes-
ländern keine Verwaltung möglich gewesen. Das 
Land Nordrhein-Westfalen hat sich, was das angeht, 
bei der Wiedervereinigung in einem hervorragenden 
Maße engagiert. 

(Beifall von der CDU) 

Wir hatten es 1980 mit Themen zu tun, an die heute 
kein Mensch mehr denkt. Beispielsweise haben wir 
seinerzeit darüber diskutiert, den Hochtemperaturre-
aktor in Hamm ans Netz zu bringen, dessen Kugeln 
Sie jetzt wiedergefunden haben, Frau Ministerin. Der 
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ist am Ende nur 14 Tage gelaufen. Aber das damals 
ein riesiges Thema.  

Wir haben auch darüber diskutiert, ob eine Autobahn 
durchs Rothaargebirge führen soll. Ich habe damals 
gesagt: Eine ökologisch verantwortbare Autobahn 
nach neuesten Erkenntnissen wäre sinnvoll. Eine Ei-
nigung hierüber war über Parteigrenzen hinweg nicht 
möglich. Nach der Wiedervereinigung hat man ge-
sagt: Mensch, da fehlen 100 km Autobahn von 
Aachen bis Zwickau. Es wäre eine tolle Sache gewe-
sen, wenn wir die gehabt hätten. Auch das ist heute 
nicht mehr machbar. – Wir haben uns über viele an-
dere Dinge aufgeregt, über die heute kein Mensch 
mehr spricht. 

Ich unterstelle, dass alle Kollegen ihr Bestes für die-
ses Land gegeben haben. Es lohnt sich, sich für die-
ses Land und für seine Menschen zu engagieren. Es 
gibt noch viel zu tun.  

Ich weiß, es hat immer auch zwischenmenschliche 
Auseinandersetzungen gegeben; es hat tragische 
Geschichten gegeben. Aber irgendwie haben wir, 
auch wenn wir uns nicht immer in die Arme gefallen 
sind, zu dem Konsens gefunden, dass es sich lohnt, 
für diese Menschen Politik zu machen. Wir haben al-
lerdings auch versucht, den Menschen Politik nahe-
zubringen. Das ist für die Landespolitik am schwie-
rigsten. Sie wird oft zwischen Kommunalpolitik und 
Bundespolitik zerrieben.  

Ich kann nur sagen: Ich bin dankbar, dass ich in den 
letzten 37 Jahren meinen Teil dazu beitragen konnte. 
Ich wünsche diesem Land alles Gute und Gottes Se-
gen. Was man allerdings auch noch braucht, ist ein 
bisschen Glück. Deshalb sage ich: „Glück, tu dich 
auf“, oder, wie die Bergleute sagen: Ein herzliches 
Glück auf! 

(Anhaltender allgemeiner Beifall) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen herzli-
chen Dank, lieber Kollege Hegemann, nicht nur für 
Ihre sehr nachdenkliche Rede. Sie haben jetzt ein 
bisschen durchscheinen lassen, was Sie alles in der 
Politik erlebt haben.  

Sie sind im Jahr 1980 zum ersten Mal in den Landtag 
gewählt worden – zu einem Zeitpunkt, als sich die 
meisten der aktuellen Abgeordneten noch nicht vor-
stellen konnten, einmal Abgeordnete zu werden – 
wenn sie sich überhaupt schon irgendetwas vorstel-
len konnten. Das zeigt, über welch langen Zeitraum 
Sie die Politik begleitet und mit wirklich großem En-
gagement mitgestaltet haben.  

Dafür, lieber Kollege Hegemann, gebührt Ihnen par-
tei- und fraktionsübergreifend der Dank des gesam-
ten Landtags Nordrhein-Westfalen. Ihnen alles, alles 
Gute! 

(Allgemeiner Beifall) 

Auch nach solchen nachdenklichen Augenblicken 
müssen wir in der Tagesordnung voranschreiten. So 
ist das Geschäft. Niemand kennt es besser als der 
Kollege Hegemann.  

Das heißt: Nächster Redner ist für die Fraktion der 
Grünen Herr Kollege Bolte. 

Matthi Bolte (GRÜNE): Danke schön. – Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Damen und Herren! Herr 
Kollege Hegemann, an dieser Stelle auch von meiner 
Seite einen ganz herzlichen Dank für die spannen-
den Ausführungen dazu, womit sich der Landtag in 
Ihrer langen Zeit in diesem Haus politisch beschäftigt 
hat. Der Präsident hat gerade schon ausgeführt, was 
für eine lange Zeitspanne das ist. Ich war noch gar 
nicht auf dieser Welt – wahrscheinlich war ich noch 
nicht einmal in Planung –, als Sie zum ersten Mal in 
dieses Haus eingezogen sind.  

(Zuruf von Lothar Hegemann [CDU]) 

Deswegen sage ich: Ich habe großen Respekt vor 
dem, was Sie in diesem Haus bewegt und geleistet 
haben – auch wenn ich mich nicht an viele Situatio-
nen erinnern kann, in denen wir den letzten fünf Jah-
ren, die wir zusammen im Innenausschuss sowie im 
Kultur- und Medienausschuss verbracht haben, einer 
Meinung waren. Dennoch herzlichen Dank, alles 
Gute und Gottes Segen! 

(Beifall von den GRÜNEN) 

Von hier aus zum Thema „maschinenlesbare Daten“ 
zu kommen – das ist jetzt allerdings ein sehr großer 
Schritt.  

In der ersten Lesung haben wir über die Defizite die-
ses Gesetzentwurfs der Piratenfraktion gesprochen 
und dass wir an vielen Stellen nicht ganz nachvollzie-
hen konnten, warum es kurz vor Toresschluss noch 
dieses Gesetzentwurfs bedurfte und was durch ihn 
verbessert werden könnte.  

Diese Bedenken sind durch die antragstellende Frak-
tion im Innenausschuss nicht ausgeräumt worden. 
Insofern bleibt es bei den aus der ersten Lesung be-
kannten Argumenten, dass wir den Gesetzentwurf in 
dieser Form nicht brauchen.  

Ich möchte aber an dieser Stelle die Gelegenheit nut-
zen, mich ganz herzlich bei dem Kollegen Herrmann 
und auch seiner Fraktion für die vielen Impulse in der 
parlamentarischen Arbeit zu bedanken. Sie haben es 
uns nicht immer leicht gemacht. Ich habe eben schon 
gesagt, dass ich mich an sehr viele Ihrer Anträge er-
innere, weil ich – zumindest gefühlt – einen großen 
Teil der Anträge, die aus der Piratenfraktion kamen, 
bearbeiten durfte und auch immer zuständig war, 
wenn meiner Fraktion niemand anderes einfiel. Als 
Netzpolitiker ist man da relativ nah dran.  
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Insofern vielen Dank für Ihre Impulse für unsere Ar-
beit und auch Ihnen alles Gute. Viele von Ihnen ha-
ben ihre Reden in den letzten Tagen mit „Auf Wie-
dersehen!“ beendet – möglicherweise, darüber ent-
scheidet der Souverän in diesem Haus. Wenn nicht 
hier, dann mit Sicherheit an anderer Stelle. – Vielen 
Dank.  

(Beifall von den GRÜNEN) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Bolte. – Für die FDP-Fraktion spricht 
Herr Kollege Wedel. 

Dirk Wedel (FDP): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich kann es kurz machen: Mit dem vor-
liegenden Gesetzentwurf der Piraten habe ich mich 
für die FDP-Fraktion in der ersten Lesung am 16. 
März dieses Jahres eingehend auseinandergesetzt. 
Die Stellungnahme der kommunalen Spitzenver-
bände ist erwartungsgemäß negativ ausgefallen. Die 
Beratung im Innenausschuss hat zu keinen neuen 
Erkenntnissen geführt. 

Ich kann daher vollumfassend auf meine Ausführun-
gen in der ersten Lesung des Gesetzentwurfs ver-
weisen. Der Gesetzentwurf ist in der vorliegenden 
Form nicht zustimmungsfähig. Die FDP-Fraktion wird 
den Gesetzentwurf ablehnen. – Vielen Dank. 

(Beifall von der FDP und der SPD) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Wedel. – Das führt uns umso schneller 
zu Herrn Kollegen Herrmann. 

Frank Herrmann (PIRATEN): Vielen Dank. – Herr 
Präsident! Sehr geehrte Kolleginnen und Kollegen! 
Liebe Zuschauer im Saal und im Stream! Wir Piraten 
wollen die Informationsfreiheit in Nordrhein-Westfa-
len stärken. Das ist der Grund, warum wir diesen Ge-
setzentwurf eingebracht haben. Denn weder Rot 
noch Grün stehen in diesem Land für Transparenz. 
Beide Fraktionen haben es in den letzten fünf Jahren 
nicht geschafft, den Entwurf für ein Transparenzge-
setz in den Landtag einzubringen.  

Auch wenn die Abgeordneten von der SPD und den 
Grünen regelmäßig etwas anderes behaupten: 
Transparenz per Gesetz hat es mit Ihnen nicht gege-
ben. Vielfältig sind die Ausreden, mit denen Anträge 
und Gesetzentwürfe von uns Piraten zu mehr Trans-
parenz, zu mehr Offenheit, zu Open Data und zu of-
fenen Standards abgelehnt wurden. Aktuell heißt es 
eben, das sei zu kurzfristig.  

Was es bei Rot-Grün gegeben hat, waren freiwillige 
und unverbindliche Angebote. Ich habe hier noch 
den Bericht zum „Fortschritt von Open Data in der 
Landesverwaltung“. Er ist ungefähr ein Jahr alt. Da 

ist ganz toll erzählt, was man so alles vorhat: Unter 
anderem steht darin, dass das Transparenzgesetz 
noch im ersten Halbjahr im Innenministerium beraten 
wird und in der Ressortabstimmung ist. Das ist dann 
ja leider auf der Strecke geblieben.  

Das Open.NRW-Projekt: befristet bis nach der Wahl; 
Transparenz immer nur dann, wenn sie der Mehrheit 
gefällt, wenn man die eigene Arbeit gut darstellen will 
oder wenn man durch vermeintliche Transparenz 
von den eigentlichen Problemen ablenken möchte. 
Wie sonst ist es zu erklären, dass sich Kollege Stotko 
heute Mittag hierhinstellt und die Veröffentlichung der 
Zeugenaussagen im PUA „Anis Amri“ noch vor der 
Beweiswürdigung und dem Schlussbericht des PUA 
ankündigt? 

Zugleich hat man uns die sowieso jährlich zu erhe-
benden Zahlen von Straftaten in Verbindung mit der 
Videoüberwachung in der Düsseldorfer Altstadt vor-
enthalten, und zwar mit dem Hinweis, dass die Be-
kanntgabe der Zahlen der für 2018 vorgesehenen 
Evaluierung vorgreifen würde. Das passt irgendwie 
nicht zusammen.  

Das ist nicht die Art von Transparenz, die wir Piraten 
wollen. Wir wollen Transparenz per Gesetz, verbind-
lich für alle Stellen und Einrichtungen, die öffentliche 
Aufgaben ausführen. Wir wollen ein einklagbares 
Recht für die Öffentlichkeit, Zugang zu Informatio-
nen, Akten und Daten der öffentlichen Hand zu erhal-
ten.  

Auch der viel gefeierte Open-Government-Pakt des 
Innenministers mit den Kommunen ist nicht viel mehr 
als eine Absichtserklärung auf freiwilliger Basis. Da 
hat man einen Kongress veranstaltet, da hat man Ex-
perten zu nichtöffentlichen Diskussionsrunden ins 
Ministerium eingeladen. Herr Minister Jäger, gibt es 
denn im Open-Data-Portal des Landes bis heute 
auch nur einen einzigen Datensatz, der von allen 
Kommunen eingestellt wurde? Können Sie einen 
nennen? – Also nein, da ist nichts. Das spricht dann 
auch Bände über die Qualität des Open-Govern-
ment-Pakts.  

([Josef Hovenjürgen [CDU]: Dafür trägt er 
keine Verantwortung! – Torsten Sommer 
[PIRATEN]: Man muss auch Angebote ma-
chen, damit sie angenommen werden können. 
Dafür gibt es ein System!) 

Weil uns all das nicht reicht, wollen wir ein Recht auf 
Open Data per Gesetz. Wir wollen, dass es ein ver-
bindliches, notfalls einklagbares Recht auf Open 
Data gibt, auf die Bereitstellung von vorhandenen di-
gitalen Daten der öffentlichen Hand im Rahmen des 
Informationsfreiheitsgesetzes.  

Nach den Bemerkungen meiner Vorredner ist mit ei-
ner Zustimmung für dieses Gesetz wohl nicht zu 
rechnen. Herr Kollege Hegemann, ich bedanke mich 
für Ihre Anmerkungen. Ich hatte fast den Eindruck: 
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Wenn wir hier weiter zusammengearbeitet hätten, 
hätten wir es vielleicht doch noch gemeinsam durch-
gebracht. Dazu wird es nun nicht mehr kommen, 
aber einen Hinweis möchte ich im Zusammenhang 
mit Open Government/Open Data noch geben: Be-
sonders die Konrad-Adenauer-Stiftung ist da sehr 
weit vorne.  

Da wir hier wohl nicht mehr zusammenarbeiten kön-
nen, wird es noch weiterer Anläufe bedürfen. Ganz 
offensichtlich ist es für Transparenz in Nordrhein-
Westfalen notwendig, dass die Piraten im Landtag 
vertreten sind. Die werden hier gebraucht. 

Meine Damen und Herren, liebe Kolleginnen und 
Kollegen, einige von Ihnen wissen, dass ich nicht 
mehr für den nächsten Landtag kandidiere. Ich 
möchte mich an dieser Stelle bedanken für die gute 
und bis auf ganz wenige Ausnahmen sehr faire Zu-
sammenarbeit.  

Ich bin sehr dankbar für die Erfahrungen, die ich hier 
in der Zeit als Abgeordneter sammeln konnte, und für 
die Möglichkeit, die eine oder andere Anregung ein-
gebracht zu haben. Ich weiß, dass meine Nachfra-
gen und Berichtsanforderungen manchmal genervt 
haben, vor allem das Ministerium, den Minister. Aber 
ich finde, das muss so sein. Ich kann nur sagen: Es 
war nie Selbstzweck. Eigentlich waren es noch viel 
zu wenige; es hätten durchaus noch mehr sein kön-
nen. 

(Heiterkeit) 

In diesem Sinne vielen Dank und auf Wiedersehen – 
wann und wo auch immer. 

(Allgemeiner Beifall) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Kollege Herrmann. Auch Ihnen im Namen des 
Hohen Hauses alles Gute für die Zukunft! – Das Wort 
hat die Landesregierung in Person von Herrn Minis-
ter Jäger. 

Ralf Jäger*), Minister für Inneres und Kommunales: 
Herzlichen Dank, Herr Präsident, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren! Wir haben diesen Antrag be-
reits in der letzten Plenarrunde diskutiert. Der Fach-
ausschuss hat ein klares Votum getroffen. Es gibt 
keinen Anlass für die Landesregierung, dem Gesag-
ten noch etwas hinzuzufügen.  

Herr Herrmann, es ist in der Tat richtig, dass Sie Ihr 
Amt, Ihr Mandat mit großem Eifer und großer Energie 
ausgeführt und ausgefüllt haben. Entsprechend hoch 
war der energetische Aufwand meines Ministeriums, 
die Vielzahl Ihrer Kleinen Anfragen zu beantworten 
und entsprechende Stellungnahmen zu diversen An-
trägen im Innenausschuss zu beantworten. Aber Sie 
können sicher sein, dass meine Mitarbeiterinnen und 

Mitarbeiter das gerne getan haben, weil es immer da-
rum ging, mit Respekt vor diesem Parlament den Ab-
geordneten so zu begegnen, dass möglichst um-
fangreich Fragen beantwortet und Stellungnahmen 
ausgearbeitet werden.  

Herr Hegemann, Herr Hermann, ich wünsche Ihnen 
persönlich für Ihre Zukunft alles Gute. 

(Allgemeiner Beifall) 

Vizepräsident Dr. Gerhard Papke: Vielen Dank, 
Herr Minister. Meine Damen und Herren, weitere 
Wortmeldungen liegen mir nicht vor. Deshalb 
schließe ich die Aussprache. 

Wir kommen zur Abstimmung. Der Innenausschuss 
empfiehlt in Drucksache 16/14692, den Gesetzent-
wurf Drucksache 16/14379 (Neudruck) abzulehnen. 
Wir stimmen somit über den Gesetzentwurf selbst ab 
und nicht über die Beschlussempfehlung. Ich darf 
also fragen, wer für den Gesetzentwurf der Piraten-
fraktion ist. – Das sind die Piratenfraktion und der 
fraktionslose Kollege Schulz. Wer stimmt dagegen? 
– Das sind CDU, SPD, Bündnis 90/Die Grünen, FDP 
und der fraktionslose Kollege Stüttgen. Enthält sich 
jemand der Stimme? – Das ist nicht der Fall. Damit 
stelle ich fest, dass der Gesetzentwurf Drucksache 
16/14339 – Neudruck – abgelehnt ist. 

Ich rufe auf:  

14 Nordrhein-Westfalen smartgerecht neu bauen. 
Großstadt und Sonderwirtschaftszone Garz-
weiler 

Antrag 
der Fraktion der PIRATEN 
Drucksache 16/14659 

Ich eröffne die Aussprache und erteile als erstem 
Redner für die antragstellende Piratenfraktion Herrn 
Kollegen Bayer das Wort. 

Oliver Bayer*) (PIRATEN): Vielen Dank, Herr Präsi-
dent! Liebe Kolleginnen und Kollegen, verehrte 
Streamgäste! Erst wenn der letzte Braunkohlebag-
ger das rheinische Revier verlassen hat, erst wenn 
die Folgekosten des Braunkohletagebaus mal aus-
gerechnet sind, werdet ihr merken, dass es nicht 
glücklich macht, 40 Jahre lang Wasser in ein Loch 
laufen zu lassen.  

Ja, auch wenn Rot-Grün hier immer wieder für ein 
Braunkohleverstromungsschutzgebiet kämpft, an-
statt über ein Braunkohleausstiegsgesetz nachzu-
denken, denken Sie alle natürlich darüber nach, was 
eigentlich nach der Braunkohle mit dem Rheinischen 
Revier passieren könnte, und zwar vor allem aus 
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